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Sie treten heute Ihr neues Präsidenten-
amt  an. Die Leibniz-Gemeinschaft ist 
eine bunte Mischung aus natur-, tech-
nik-, geistes- und sozialwissenschaftli-
chen Instituten, die flexibel auf Lücken 
im Wissenschaftssystem reagieren soll. 
Nehmen Sie diese Vielfalt als Vorteil 
oder als Nachteil wahr? Was verbindet 
die Osteuropaforschung mit der Tropen-
medizin?
 Durch die breite Vielfalt an Disziplinen 
sind wir in der lage, die großen Fragen 
unserer Zeit multidisziplinär und multi-
perspektivisch anzugehen. Genau darin 
liegt unsere große Stärke – auch wenn 
diese Vielfalt nach außen mitunter erklä-
rungsbedürftig ist. Ich sehe meine Aufga-
be darin, unser Profil zu schärfen und in 
einem Strategieprozess sektionsübergrei-
fend definierte thematische Schwerpunk-
te zu identifizieren, die uns charakterisie-
ren und die unsere weiterentwicklung 
leiten können. Das wird verdeutlichen, 
wie unverzichtbar das Zusammenwirken 
verschiedener Disziplinen für die lösung 
großer gesellschaftlicher herausforde-
rungen ist.

Unverzichtbar sind schon heute die Leis-
tungen einzelner Institute. Wäre die ein-
fachste Form der Profilbildung nicht, 
sich auf die Sozial- und Geisteswissen-
schaften zu konzentrieren und die natur-
wissenschaftlichen Institute an andere 
Organisationen abzugeben?
Das würde unsere Stärke verspielen. wir 
kombinieren ja gerade unsere leistungen 
in den Natur- und Ingenieurwissenschaf-
ten mit denen der sozialwissenschaftli-
chen Forschung. Innovation ist weder 
eine rein technische noch eine rein so-
zialwissenschaftliche Angelegenheit.

Wie hat man sich das vorzustellen?
Einer unserer Schwerpunkte ist beispiels-
weise Gesundheit und Prävention. unsere 
Institute entwickeln diagnostische Verfah-
ren, die Früherkennung und Prävention 
möglich machen. wir müssen aber auch 
Akzeptanz für diese technischen lösungen 
schaffen und sie in Geschäftsmodelle über-
setzen. unsere Technikwissenschaften und 
Mediziner arbeiten zu diesem Zweck mit 
unseren wirtschaftswissenschaftlern und 
Bildungsforschern zusammen. Eine weite-
re wichtige Aufgabe ist es, wissenschaft 
und Gesellschaft zu verbinden. wir müs-
sen wissenschaft als Prozess in ihrer gan-
zen ungenauigkeit, Vorläufigkeit und Kor-
rekturbedürftigkeit darstellen und zugleich 
verdeutlichen, dass sie uns als Methode 
weiterbringt – mehr als jede Ideologie und 
holistische Erklärungen mit ihren tenden-
ziell viel zu einfachen Antworten.

Die Leibniz-Gemeinschaft steht für ge-
sellschaftlich relevante Forschung. Profi-
tieren Sie von der neuen Innovationspoli-
tik auf Bundesebene, insbesondere der 
High-Tech-Agenda, die den Forschungs-
transfer in den Vordergrund stellt?
Für uns wirkt sich dieser Aufbruch in der 
Forschungs- und Innovationspolitik sehr 
positiv aus. Beispielsweise werden hitze-
resistente Materialien für die Fusionsfor-
schung, einem der Schlüsselbereiche der 
Agenda, an unseren materialwissen-
schaftlichen Instituten entwickelt. wir 
haben auch keine Berührungsängste bei 
der Kooperation mit unternehmen. 
unser Institut für innovative Mikroelekt-
ronik ist weltmarktführer im Bereich sili-
ziumbasierter Mikroelektroniksysteme. 
wenn Sie einen Flug in den weltraum 
planen, kommen Sie daran nicht vorbei.

Mit ihrem Etat von rund achtzehn Mil-
liarden Euro wirkt die Agenda gegenüber 
den Forschungsetats der großen amerika-
nischen Tech-Unternehmen recht klein.  
Die besten wissenschaftler werden schon 
heute stark von den amerikanischen Big-
Tech-Firmen umworben. Dem können 
wir im europäischen Rahmen durchaus 
begegnen. Doch aufholen werden wir 
nur, wenn Europa nicht bloß für exzellen-

Im Gegenteil, es wird zu wenig evaluiert. 
wir können die welt nicht vorausberech-
nen, aber wir können die wirksamkeit 
politischer Maßnahmen näherungsweise 
bewerten und daraus praktikable Ergeb-
nisse ableiten. Die vorliegenden Daten 
können allerdings oft unterschiedlich 
interpretiert werden und führen nicht 
automatisch zu eindeutigen politischen 
Schlussfolgerungen. Daher ist ihre Be-
gutachtung durch Experten so wichtig. 
wir müssen als wissenschaftler aller-
dings immer darauf hinweisen, welche 
alternativen Interpretationen möglich 
sind, und zugleich klarmachen, warum 
wir uns dennoch für die eine oder andere 
Bewertung entschieden haben. unglück-
lich ist es, wenn wissenschaftler nicht 
erkennbar zwischen ihrer Rolle als wis-
senschaftler und politischer Mensch 
unterscheiden. In unserer polarisierten 
Medienwelt, die zugespitzte Aussagen 
belohnt, ist das aber auch nicht immer 
ganz einfach.

Der Philosoph Konrad Paul Liessmann 
hat kritisiert, die Verzahnung von Poli-
tik und Wissenschaft über die Antrags-
forschung verführe zum wissenschaftli-
chen Aktivismus. Sind die überborden-
den Drittmittel ein Nährboden für 
Wissenschaftskepsis und Elitenkritik?
unser System funktioniert im Grundsatz 
sehr gut. Am leibniz-Institut für wirt-
schaftsforschung in Essen werden wir zu 
zwei Dritteln institutionell durch Bund 
und länder gefördert, ein Drittel sind 
wettbewerblich eingeworbene Drittmit-
tel. letztlich beruht nicht nur die Verga-
be der forschungsgeleiteten Drittmittel, 
sondern unsere gesamte Qualitätssiche-
rung auf dem Peer-Review-Prozess der 
wissenschaft. Das ist weit weg von politi-
scher Steuerung. Problematisch ist der 
hohe Zeitaufwand für die Begutachtung. 
Die wissenschaft muss überlegen, wie sie 
diesen Prozess ohne Qualitätsverlust ver-
schlanken könnte.

In einigen Bundesländern könnte die 
AfD bald die Regierung stellen. Davon 
wäre auch die Leibniz-Gemeinschaft be-
troffen, die hälftig von Bund und Län-
dern finanziert wird. Wie wollen Sie da-
rauf reagieren?
Der hohe länderanteil macht uns tatsäch-
lich vulnerabel. wir diskutieren in wissen-
schaft und Politik derzeit intensiv, welche 
institutionellen Vorkehrungen wir treffen 
können, damit die auf Konsens beruhen-
den Finanzierungsbeschlüsse stabil blei-
ben. Für die wissenschaft ist jedenfalls 
nichts so befreiend wie finanzielle Stabili-
tät. Die Politik wäre deshalb gut beraten, 
die wissenschaft so auszustatten, dass sie 
Phasen überbrücken kann, in denen Zu-
wendungsbescheide möglicherweise aus 
bestimmten Gründen nicht erstellt wer-
den. Dafür muss man ihr nicht zuletzt Frei-
räume beim umgang mit ihren Finanzen 
belassen, etwa bei den Selbstbewirtschaf-
tungsmitteln.

Welche Strategie empfehlen Sie im Um-
gang mit der AfD: Brandmauer, diffe-
renzierte Debatte oder Konfrontation?
Ich habe nicht den Eindruck, dass diese 
Partei für den intellektuellen Austausch 
offen ist. Es ist aber sehr wichtig, mit 
ihren wählern intensiv im Gespräch zu 
bleiben. Ich denke, dass wir wissen-
schaftler nach wie vor den Rückhalt von 
Bürgern und Bürgerinnen genießen, weil 
die Menschen darauf vertrauen, dass die 
wissenschaft einen wichtigen Beitrag zur 
lösung ihrer Probleme leistet. Dieses 
Vertrauen bewahren wir insbesondere 
dann, wenn wir selbst respektvoll mitei-
nander umgehen. Ich bin manchmal 
schon etwas verblüfft, wie schnell Gegen-
positionen in der wissenschaft niederge-
bügelt werden. Derartige Zuspitzungen 
spielen nur den Gegnern der Demokratie 
in die hände.

Die Fragen stellte Thomas Thiel.

Grundlagenmodell auf einen bestimmten 
Roboterkörper festgelegt ist, desto vielsei-
tiger lässt es sich verwenden.

Einer Vision zufolge könnten   humanoi-
de Roboter auf die Dauer so zu echten uni-
versalmaschinen werden, die an allen für 
Menschen gemachten Arbeitsplätzen ein-
setzbar sind, die man vom Fließband ins 
lager schicken kann und die auf dem 
Rückweg auch noch Kaffee für die verblie-
benen Menschen mitbringen. Damit rück-
te dann auch der viel zitierte haushaltsro-
boter in den Bereich des Möglichen. Sol-
che universalmaschinen könnten auch ein 
Schritt sein hin zur lange gesuchten allge-
meinen Künstlichen Intelligenz, einer In-
telligenz, die für alles zu gebrauchen ist.

Andere allerdings, darunter Yann le-
cun, der ehemalige chefwissenschaftler 
von Meta,  halten schon die Idee einer sol-
chen allgemeinen Intelligenz für unsinn, 
bei Menschen und bei Maschinen. Men-
schen seien nur deshalb überzeugt, über 
eine solche universalintelligenz zu verfü-
gen, weil sie ihre eigenen Beschränkungen 
übersehen. Statt auf eine am besten auch 
noch übermenschliche allgemeine Intelli-
genz solle man besser auf eine über-
menschlich anpassungsfähige Intelligenz 
setzen, auf spezialisierte Elemente, die 
möglichst gut zusammenarbeiten. Die Sys-
teme, die unsere Proteine falten, werden 
nicht dieselben sein, die unsere wäsche 
falten, so die Forscher.

wie es mit den Robotern weitergeht, 
hängt demnach nicht nur von der Verfüg-
barkeit von Trainingsdaten ab, sondern 
auch davon, welchen Begriff von Intelli-
genz man zugrunde legt. wieder einmal ist 
es die Künstliche Intelligenz, die dazu 
zwingt, über die natürliche genauer nach-
zudenken. MANuElA lENZEN

Anwalt  einer evidenzbasierten Politik: Christoph M. Schmidt Foto Maximilian Mann

te Forschung, sondern auch für lukrative 
private Investitionen steht. Investitionen 
kommen auch bei uns zu fast neunzig 
Prozent aus der Privatwirtschaft. Die 
amerikanischen Tech-unternehmen ha-
ben neben ihrem großen Vorsprung an 
Rechenkapazität Vorteile beim Datenzu-
gang. Sie bedienen zudem einen großen 
integrierten Markt, ihre Geschäftsmodel-
le lassen sich folglich besser skalieren. 
Der europäische Binnenmarkt ist hin-
gegen noch unvollendet, die Regulierung 
ist komplex und gerade auf dem Gebiet 
der KI fragmentiert. Zudem generiert die 
übermäßige Betonung des Datenschutzes 
große unsicherheiten.

Wie lässt sich der Abstand verringern?
wir müssen vor allem hinreichenden 
Datenzugang gewähren, ohne die Privat-
sphäre zu kompromittieren. unsere Stär-
ke könnte in der Entwicklung vertrauens-
würdiger KI liegen, möglicherweise auch 
in der nächsten Generation energieeffizi-
enter KI auf der Basis von Quantenchips. 
Ein besserer Datenzugang wäre auch im 
Interesse der Politik.

Wie meinen Sie das?
wir haben große administrative Daten-
schätze, die wir für die bessere Gestaltung 
politischer Maßnahmen nutzen könnten, 

was wir bislang jedoch nicht dürfen. Durch 
die Verknüpfung großer Datensätze könn-
ten wir deutlich zielgerichteter politische 
Empfehlungen aussprechen. Nehmen wir 
den Tankrabatt. wir wüssten schon gern, 
wer wirklich stark von den Preiserhöhun-
gen betroffen ist. Gegenwärtig können wir 
es nur grob abschätzen. Ein ebenfalls noch 
ungehobener Datenschatz sind die Sensor-
daten aus unseren Industriebetrieben. Die 
herausforderung besteht darin, über 
Datentreuhandmodelle kuratierte Daten-

räume zu erstellen, die sich flexibel für An-
wendungen wie Verkehrsleitsysteme oder 
wetterprognosen nutzen lassen, ohne dass 
die Eigentumsverhältnisse an den Daten 
berührt werden. Das böte uns große chan-
cen.

Sie gehörten lange Jahre zu den Wirt-
schaftsweisen und stehen für evidenzba-
sierte Politikberatung. Wissenschaftler 
müssen immer wieder erleben, dass ihre 
Ratschläge von der Politik ignoriert wer-

den. Welche Wirkungstreffer sind Ihnen 
gelungen?
wir müssen als wissenschaftliche Politik-
berater ein Verständnis dafür haben, dass 
wir nicht demselben Funktionssystem 
wie die Politik angehören. wir sind auf-
gefordert, der Politik zu widersprechen, 
wo dies nötig ist, dürfen aber in der Regel 
nicht erwarten, dass die Politik unsere 
Empfehlungen eins zu eins übernimmt. 
Manchmal besteht der Nutzen wissen-
schaftlicher Politikberatung schon darin, 
falsche Entscheidungen zu verhindern. 
Die Erfolge sind nicht immer klar er-
kennbar. Nehmen wir die Agenda 2010, 
die viele Ideen des vorangegangenen Jah-
resgutachtens aufgegriffen hat. Natürlich 
hatten andere Ökonomen zu dieser Zeit 
ähnliche Empfehlungen ausgesprochen. 
und doch bleibt mein Eindruck, dass der 
Sachverständigenrat einen erheblichen 
Beitrag leisten konnte.

Wissenschaftliche Politikberatung ist 
heute eine dauerhafte Struktur zur Steue-
rung und  Bewertung   politischer Maß-
nahmen. Im schlimmsten Fall schlägt 
dies in Expertokratie und eine Politik der 
Alternativlosigkeit um, die vermeintlich 
von der Wissenschaft beglaubigt wird. 
Sollte die Wissenschaft mehr Zurückhal-
tung üben und weniger evaluieren?

Heben wir unsere 
Datenschätze

christoph M. Schmidt ist der neue Präsident der leibniz-Gemeinschaft. 
Ein Gespräch über den Aufbruch in der Innovationspolitik, unausgeschöpfte 

Potentiale der Politikberatung und den umgang mit der AfD.

Der 1962 in canberra geborene 
Christoph M. Schmidt leitete bis 
zum Antritt als Präsident der leibniz-
Gemeinschaft das RwI – leibniz-Ins-
titut für wirtschaftsforschung in Es-
sen. Parallel hatte er eine Professur 
für wirtschaftspolitik und angewand-
te Ökonometrie an der universität 
Bochum inne. Seine Forschungs-
schwerpunkte liegen in der Ökono-
metrie sowie in der Arbeitsmarkt-, 
Bevölkerungs- und Energiepolitik. 

Schmidt gilt als Vertreter eines wirt-
schaftsliberalen Kurses. Er ist Mit-
glied zahlreicher politikberatender 
Gremien. Von 2009 bis 2020 gehörte 
er dem Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung, an den er sieben 
Jahre lang leitete. Aktuell ist er unter 
anderem Mitglied der Expertenkom-
mission Forschung und Innovation 
sowie der Enquête-Kommission zur 
Aufarbeitung der corona-Pandemie. 
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